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So gesehen So sieht es     Jürgen Tomicek    

US-Open Zeichnung: Jürgen Tomicek 

diesmal aber nicht aus Europa 
stammt: gegen China. Beides 
war erfolgreich. Zu Wochenbe-
ginn kündigte Panamas Präsi-
dent José Mulino an, dass sein 
Land sich aus dem chinesi-
schen Infrastruktur- und Kre-
dit-Programm „Belt and Road“ 
zurückziehen werde. Außer-
dem gewährt das Land US-
Kriegsschiffen freie Passage 
durch den Panama-Kanal. 

Trumps Griff nach Grön-
land ließe sich ebenfalls im 
Rahmen der Monroe-Doktrin 
rechtfertigen: Die größte Insel 
der Welt liegt in Amerika, und 
die politische Zugehörigkeit 
zu Dänemark könnte man 
noch immer als Kolonialismus 
betrachten. Strategisch hat die 
Insel für die Vereinigten Staa-
ten jedenfalls heute einen 
ebenso großen Wert als Boll-
werk gegen Russland und Chi-
na, wie Hawaii im 19. Jahrhun-
dert gegen Japan.

Ein Berg und ein Mord 

Tatsächlich kann man an-
nehmen, dass Donald Trump 
die McKinley-Ära als eine Art 
Vorbild betrachtet. Darauf 
weist jedenfalls eine kuriose 
Entscheidung gleich zu Be-
ginn seiner Amtszeit hin: Er 
entschied, den höchsten Berg 
Nordamerikas in Alaska wie-
der in Mount McKinley rück-
zubenennen, nachdem Barack 
Obama ihn in „Mount Denali“ 
umbenannt hatte. Trump: 
„Wir werden den Namen eines 
großen Präsidenten – William 
McKinley – wieder auf den 
Mount McKinley setzen, wo er 
sein sollte und wo er hinge-
hört.“

Und schließlich: 1901 wur-
de William McKinley bei einer 
öffentlichen Veranstaltung 
von einem Anarchisten er-
mordet. Trump selbst entging 
diesem Schicksal im vergange-
nen Wahlkampf nur knapp. 
Für jemanden wie Trump, der 
an Fügungen und Bestim-
mung glaubt, ist das ganz si-
cher ein verbindendes Mo-
ment.

Analyse  Wo das politische Denken Donald Trumps seine Wurzeln hat 

Schutzzölle, Grönland, Panama 

Luise Charlotte Bauer über die FDP, die „Brand-
mauer“ und das sogenannte Zustrombegren-
zungsgesetz, das am Freitag im Bundestag 
knapp gescheitert ist

Trumps Strafzölle    

Dealern nicht mit    
Moral begegnen   
Von Ulrich Schönborn

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis Donald Trumps Protektio-
nismus nach Kanada, Mexiko und China auch die Euro-

päische Union erreicht. Mit willkürlich gesetzten Zöllen will 
er das Handelsdefizit zwischen den USA und Europa drehen. 

In seiner Welt geht es nicht um gegenseitigen Austausch 
freier Länder in einem fairen Wettbewerb von Angebot und 
Nachfrage, sondern um knallhart durchgesetzte Eigeninteres-
sen. Die Europäische Union muss sich angesichts dieser Ent-
wicklung die Frage stellen, welche Prioritäten sie setzt. Will 
sie die Stärkung der eigenen Wirtschaftskraft? Oder will sie 
deren weitere Schwächung im internationalen Wettbewerb 
durch Fesseln wie das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, 

hohe Lohnnebenkosten, hohe 
Energiepreise und überregulier-
te Datenschutz- und Umwelt-
auflagen?

Welche Schlüsse sind zu zie-
hen?

 Unter Trump werden die USA vom Partner zum Wettbe-
werber. Die für ihn entscheidenden Fragen sind: Wie kontrol-
liere ich den Markt? Und wie stehe ich als Gewinner da – auch 
jenseits jeglicher Vernunft? Trump nennt es Deal. Mit dem 
Ethos des hanseatischen Kaufmanns hat das nichts  zu tun.
 Naivität wird bestraft. Wer Dealern mit Moral begegnet, 
zieht den Kürzeren.
 Die Europäische Union braucht neue Absatzmärkte. Mer-
cosur, das Freihandelsabkommen mit Südamerika, ist da nur 
ein erster Schritt.
 Die Europäische Union und mit ihr Deutschland als tra-
gende Säule der Gemeinschaft brauchen wirtschaftliche 
Potenz, um Handelskriege nicht nur zu überstehen, sondern 
bestenfalls zu verhindern. Die suizidale Wirtschaftspolitik der 
vergangenen Jahre muss enden, wenn das Recht des Stärke-
ren selbst unter Freunden zum entscheidenden (Wirt-
schafts)-Faktor wird.  
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 Eingreifen der USA gegen 
alle nichtamerikanischen 
Mächte, die den ersten beiden 
Grundsätzen zuwider handeln 

Tatsächlich hielten sich die 
Vereinigten Staaten bis zum 
Ersten Weltkrieg konsequent 
aus Konflikten in Europa he-
raus. Im Spanisch-Amerikani-
schen Krieg griff McKinley zu-
nächst zugunsten kubani-
scher Rebellen gegen die Kolo-
nialmacht Spanien ein. Der 
Krieg spielte sich schließlich 
sowohl in der Karibik als auch 
auf den Philippinen ab und 
endete mit der vollständigen 
Niederlage der europäischen 
Kolonialmacht Spanien – und 
territorialen Gewinnen der 
USA, die Puerto Rico, Guam 
und zeitweilig auch die Philip-
pinen annektierten. Weiteren 
territorialen Zuwachs erzielte 
McKinley 1898 mit der Anne-
xion von Hawaii.

Heute: Chinesen raus

Trump denkt heute offen-
kundig ähnlich wie McKinley 
damals: Der Druck auf das 
strategisch wichtige Panama 
und die militärischen Drohun-
gen gegen das Land, richten 
sich gegen Einfluss und Prä-
senz einer fremden Macht, die 

25. Präsident der USA: Wil-

liam McKinley (1843-1901)
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„Darüber müssen wir noch mal reden“

Wie kann man Brücken 
zwischen den Fraktio-

nen im Bundestag bauen? Die-
se Frage hat sich FDP-Frak-
tionschef Christian Dürr in der 
vergangenen Woche in der De-
batte um das „Zustrombegren-
zungsgesetz“ gestellt. Das sag-
te er am Montag in der NWZ-
Wahlarena. Doch die Liberalen 
sind nicht wie Brückenbauer 
aufgetreten, sondern wie das 
Fähnchen im Wind – das noch 
dazu übel zerrupft ist. 

Zuerst stimmte die FDP-
Fraktion am vergangenen 
Mittwoch dem Entschlie-
ßungsantrag der Union zu. Im 
ersten Moment wirkte es, als 
sei die Position der FDP nun 
klar. Doch das interne Debakel 
kündigte sich  bereits an: Von 
90 FDP-Fraktionsmitgliedern 
enthielten sich zwei, acht ga-
ben ihre Stimme nicht ab. Ein 
erster leiser Ton, der die Par-
teispitze hätte aufhorchen las-
sen sollen, ehe es  am Freitag 
zum Paukenschlag kam.

Nachdem die gemeinsame 
Abstimmung von CDU/CSU 
und FDP mit der AfD am  Mitt-
woch hohe Wellen geschlagen 
hatte, schlugen die Liberalen 
am Freitag den anderen Frak-

tionen vor, den Antrag zum 
„Zustrombegrenzungsgesetz“ 
an den Innenausschuss zu-
rückzuüberweisen, – so dis-
tanzierte sich die FDP von der 
Union. Nach langem Hin und 
Her die erneute Kehrtwende: 
Die FDP stimmte gegen ihren 
eigenen Vorschlag. 

Die FDP kämpft darum, den 
Makel der Ampel-Koalition 
loszuwerden und im Parla-
ment zu bleiben sowie um 
Schwarz/Gelb. Eine gemeinsa-
me Abstimmung mit den ehe-
maligen Ampel-Koalitions-
partnern SPD und Grüne und 
noch dazu den Linken wäre da 
wenig förderlich gewesen. 

Doch der Preis ist hoch: Die 
FDP stimmte letztlich dreimal 
nicht nur mit der Unionsfrak-
tion, sondern auch mit der 
AfD. Ein Weg, den nicht alle 
FDP-Fraktionsmitglieder ge-
hen wollten,  – das zeigte sich 
bei der Abstimmung über das 
„Zustrombegrenzungsgesetz“. 
Dürr versucht die Zahl der Ab-
weichler kleinzureden, doch 
rund ein Viertel der Fraktion 
hat nicht mit „Ja“ gestimmt.

Die FDP-Spitze sollte zu-
nächst die eigene Linie klar de-
finieren und ihre Leute auf 
eben diese Linie bringen, be-
vor sie sich als Brückenbauer 
üben will. Sonst weht der 
Wind sie aus dem Bundestag.
@ Die Autorin erreichen Sie unter 
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Die FDP-Fraktion – Vom 
Winde verweht

Die Kolumne von  der Au-

torin gelesen finden Sie 

  unter www.ol.de/fdp-
fraktion

Einmal mehr ist Europa 
über Donald Trumps Poli-

tik erstaunt, ja schockiert. Da-
bei ist die doch Fortsetzung 
einer langen Traditionslinie 
amerikanischer Politik. Aller-
dings ist in Europa weitge-
hend in Vergessenheit gera-
ten, dass die Vereinigten Staa-
ten nicht nur Freihandel und 
Demokratieexport kennen – 
sondern eben auch Protektio-
nismus, Zölle und territoriale 
Machtpolitik für eigene Inte-
ressen. 

Trumps Zölle und seine 
Territorialansprüche setzen 
diese Linie fort, und wer 
Trump und sein Treiben ver-
stehen will, muss sich vor al-
lem mit einem in Europa halb 
vergessenen US-Präsidenten 
des späten 19. Jahrhunderts 
befassen: William McKinley 
(1843–1901). 

McKinley war der letzte 
Präsident, der im Bürgerkrieg 
gedient hatte, US-Präsident 
nach zwei triumphalen Wahl-
siegen zwischen 1897 und 
1901. Die Amtszeit des Repu -
blikaners war gekennzeichnet 
durch massives ökonomi-
sches Wachstum in den Ver-
einigten Staaten. Zudem legte 
McKinley mit dem Gold-Stan-
dard-Gesetz die Grundlage für 
fast 150 Jahre Dollar-Stabilität.

Bloß kein Freihandel

Die ökonomischen Erfolge 
erreichten die McKinley-Ad-
ministrationen dabei nicht in 
einem System internationalen 
Freihandels. Der Präsident war 
im Gegenteil ein vehementer 
Verfechter von Zöllen. Die soll-
ten jedoch nicht dazu dienen, 
Einnahmen für den Staat zu 
generieren. Ökonomisches 
Ziel war vielmehr, einheimi-
sche Produzenten vor auslän-

discher Konkurrenz zu schüt-
zen. 1892 formulierte McKin-
ley bei einer Rede in Boston 
mit viel Pathos: „Im Freihan-
del ist der Händler der Herr 
und der Produzent der Sklave. 
Schutzzoll aber ist nichts wei-
ter als ein Naturgesetz, das Ge-
setz der Selbsterhaltung und 
Entwicklung. Es ist das Gesetz 
des besten und höchsten 
Schicksals der menschlichen 
Rasse.“ Das Pathos von damals 
erinnert an den Trumpschen 
Stil von heute. Der sogenannte 
„Dingley-Tariff“, der 1897 in 
Kraft trat, verteuerte den Im-
port einer großen Anzahl von 
Waren um rund die Hälfte. 

Zudem nutze McKinleys 
Administration Zollpolitik 
auch für politische Zwecke. Bi-
laterale Verhandlungen über 
Zollabkommen – etwa mit 
dem Deutschen Reich oder 

Großbritan-
nien – umfass-
ten so immer 
auch politi-
sche Fragen. 
Diese Ver-
handlungen 
waren Gele-

genheiten, den entsprechen-
den Partnern Zugeständnisse 
abzuringen, eben „Deals“ zu 
machen, wie das auch Donald 
Trumps bevorzugte Methode 
ist.

Gestern: Europäer raus 

Auch außenpolitisch erin-
nern die Ereignisse der McKin-
ley-Zeit an das Denken 
Trumps heute. McKinley war – 
obwohl er den Begriff selbst 
nicht strapazierte – ein konse-
quenter Praktiker der Monroe-
Doktrin. Der fünfte Präsident 
der USA, James Monroe, hatte 
deren drei wesentliche Grund-
sätze im Jahr 1823 in einer Re-
de aufgestellt: 
 Nichteinmischung der USA 
in europäische Angelegenhei-
ten
 Ende aller Kolonialisie-
rungsversuche in der westli-
chen Hemisphäre („Amerika 
den Amerikanern“)
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